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»Berauscht vom einfachen 
Durchmarsch in 
Venezuela hofft Trump 
auf einen Ehrenplatz in 
der US-Geschichte, sollte 
es ihm gelingen, Kuba zu 
Fall zu bringen.«
Sa ndr a W eiss

Den Beitrag »Langsame Erdrosselung: Kuba 
unter Trump« finden Sie auf Seite 33.
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D rei Mal in der europäischen 
Nachkriegsgeschichte strahlten 
Entwicklungen in Ungarn weit 
über die Grenzen des mitteleu-

ropäischen Landes aus: der Ungarnauf-
stand gegen die sowjetische Dominanz im 
Oktober 1956, die kurzzeitige Öffnung des 
Eisernen Vorhangs in Richtung Österreich 
beim »Paneuropäischen Picknick« im Au-
gust 1989 – und nun der Abstieg in eine 
»illiberale Demokratie« unter dem seit 16 
Jahren regierenden Ministerpräsidenten 
Viktor Orbán. Stand Ungarn in den ersten 
beiden Fällen für Freiheitswillen und die 
Aussicht auf friedliche Kooperation in Eu-
ropa, so verkörpert es heute das genaue 
Gegenteil: Unfreiheit im Inneren, Bünd-
nisse mit den autokratischen Mächten 
Russland und China nach außen.

Viele Augen werden daher auf Buda-
pest gerichtet sein, wenn am 12. April ein 
neues ungarisches Parlament gewählt 
wird: Für Brüssel, Berlin und Kyjiw, aber 
auch für Washington und Moskau ist 
diese Wahl eine Richtungsentscheidung 
über Orbáns Modell und damit über die 
künftige Rolle Europas: Kann sich He- 
rausforderer Péter Magyar, dessen Tisza-
Partei in Umfragen mit großem Vorsprung 
führt, tatsächlich durchsetzen und Un-
garn wieder näher an die liberalen Demo-
kratien auf dem Kontinent heranführen – 
oder wird mit Orbán ein Putin-Freund 
und Vorbild der amerikanischen MAGA-
Rechten erneut im Amt bestätigt? 

Die ungarische Entscheidung bildet 
damit den Auftakt für einen Wahlzyklus, 
der das künftige Gesicht Europas ent-
scheidend prägen dürfte. Wohl mit Aus-

nahme Deutschlands könnten alle fünf 
großen EU-Staaten bis Ende 2027 einen 
Machtwechsel erleben: Bei den französi-
schen Präsidentschaftswahlen im Mai 
kommenden Jahres ist ein Sieg der extre-
men Rechten so nahe gerückt wie noch 
nie. Bei den Parlamentswahlen in Spanien 
im August 2027 hofft die rechtsradikale 
Vox, Juniorpartnerin in einer konservativ 
geführten Koalition zu werden. Im No-
vember 2027 will in Polen die rechtsauto-
ritäre PiiS zurück an die Regierung kom-
men und spätestens im Dezember dessel-
ben Jahres wird in Italien die Postfaschis-
tin Giorgia Meloni ihre Macht zu 
konsolidieren versuchen.

In all diesen Fällen entscheiden die 
Wählerinnen und Wähler auch darüber, 
wie frei der europäische Kontinent blei-
ben wird: Kann Europa möglichst geeint 
für das Völkerrecht 
und die Selbstbestim-
mung auch der kleinen 
Länder auftreten, zu 
denen die meisten EU-
Staaten selbst zählen? 
Oder wird der Kontinent verstärkt von Re-
gierungen geprägt, die sich – wie die noch 
amtierende ungarische – lieber an autori-
täre Großmächte anlehnen? 

In dieser Situation könnte ausgerech-
net von Budapest ein Signal der Hoffnung 
für Europas Demokraten ausgehen.

Viktor Orbán spielt also vielleicht 
zum letzten Mal eine Rolle, die er wieder-
holt für sich beansprucht hat. Er will der 
Antipode zum westeuropäisch geprägten 
Brüsseler Konsens sein und propagiert 
seine illiberale Demokratie, verstanden 

Richtungswahl für Europa: 
Orbán vor dem Aus?

Von S t e f f e n  V o g e l
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als Diktatur einer ethnisch definierten 
Mehrheit, in der Minderheiten sich unter-
zuordnen haben. In dieser Logik steht Or-
báns Regierung für den angeblichen 
Volkswillen, dessen Verwirklichung nicht 
durch Kontrollinstanzen wie unabhängi-
ge Gerichte oder eine freie Presse behin-
dert werden darf. Die EU-Institutionen – 
und dort insbesondere die konservativen 
Parteien – haben Orbán bei seinem zuneh-
mend autoritären Agieren lange bloß zu-
geschaut. 2022 billigte das Europaparla-
ment dann mit breiter Mehrheit einen Be-
richt, in dem der »Zerfall der Demokratie, 
der Rechtsstaatlichkeit und der Grund-
rechte in Ungarn« kritisiert wurde. Das 
Land habe sich zu einem »hybriden Sys-
tem der Wahlautokratie« entwickelt.1

Mit diesem Kurs ist Orbán internatio-
nal zum role model aufgestiegen, nicht zu-
letzt für die MAGA-Bewegung. Über ihm 
nahestehende Stiftungen und Think-
tanks verfolgt er das »strategische Ziel, 
den Illiberalismus zu exportieren«.2 Älter 
als das zum Trump-Umfeld ist Orbáns 
enges Verhältnis zu Putins Russland, das 
sich in einer wirtschaftlichen, politischen 
und geheimdienstlichen Kooperation 
spiegelt.3 Daran hat auch die russische 
Vollinvasion in die Ukraine wenig geän-
dert: Orbán und Außenminister Péter 
Szijjártó waren im Gegensatz zu ihren eu-
ropäischen Amtskollegen auch nach 2022 
regelmäßig zu Gast im Kreml.

Zugleich vollzieht Orbán in der EU 
einen geschickten Balanceakt: Bei aller 
Inszenierung als Außenseiter agiert er in 
entscheidenden Momenten taktisch 
konstruktiv genug, um im Rat der Staats- 
und Regierungschefs weiter über einen 
gewissen Einfluss zu verfügen. Das hat 
seinen Grund: Ungarns Staatshaushalt 
speist sich stark aus EU-Geldern, das  

1	 Vgl. Ungarn: »Zerfall der Demokratie, der Rechts-
staatlichkeit und der Grundrechte«, europarl.euro-
pa.eu, 15.9.2022.

2	 Attila Juhász und Bulcsú Hunyadi, The era of Orbá-
nism as a exportable model may be ending, vsquare.
org, 14.9.2025.

3	 Szabolcs Panyi, Russian Diplomats with GRU Ties: 
Hungary’s Special Guests, vsquare.org, 15.10.2024.

Patronagesystem, mit dem sich Orbán bis-
lang Loyalität im Inneren erkaufen konn-
te, würde ohne das von ihm verteufelte 
Brüssel nicht funktionieren. Und in geo-
politischer Hinsicht ist Orbán für Moskau 
(und Washington) vor allem als potenziel-
ler Veto-Player in der EU interessant.

Feindbild Ukraine
Diese Blockademacht hat Orbán zuletzt 
immer offensiver zulasten der Ukraine 
genutzt. So verhinderte seine Regierung 
die Auszahlung eines 90 Mrd.-Euro-Kre-
dits an Kyjiw, auf den sich die EU-Mitglie-
der im Dezember geeinigt hatten und den 
der ukrainische Staat dringend benötigt. 
Als Vorwand diente Orbán die Beschädi-
gung der für Ungarns Energieversorgung 
zentralen russischen Druschba-Pipeline, 
die durch die Ukraine führt. Ungarn be-
zieht wie die Slowakei zwischen 86 und 
100 Prozent seines Öls aus Russland und 
hat sich auch nach 2022 nicht um vorhan-
dene andere Anbieter bemüht.4 Während 
Kyjiw darauf verweist, die Pipeline sei 
durch russischen Beschuss beschädigt 
worden und könne nicht so bald repariert 
werden, behauptet Orbán, die unterbro-
chene Energiezufuhr sei Ausdruck einer 
Verschwörung: »Die ukrainische Ölblo-
ckade ist Teil einer koordinierten An-
strengung, Ungarns patriotische Regie-
rung zu entfernen.« Dahinter stünden der 
ukrainische Präsident Wolodymyr Selens-
kyj, Tisza und EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen.5 Ihr Ziel sei 
es, eine ukrainefreundliche Regierung zu 
installieren und Ungarn in den Krieg hin-
einzuziehen.

Gegen diese angebliche äußere Be-
drohung mobilisierte Orbán im Februar 
sogar Armeeeinheiten – mit dem erklär-
ten Ziel, ukrainische Angriffe auf die un-
garische Energieversorgung zu verhin-
dern. Das hat in der Opposition die Be-
fürchtung geweckt, der Einsatz könnte 

4	 Szymon Kardas und Vessela Tcherneva, Energy 
reckoning: How Europe can use US sanctions to cut 
Moscow’s oil ties, ecfr.eu, 5.11.2025.

5	 x.com/@PM_ViktorOrban, 1.3.2026.
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sich auch gegen angebliche Verräter im 
Inland richten – und Orbán werde eine  
ukrainische Attacke inszenieren, um die 
friedliche Machtübergabe zu verhindern.6 
Verstärkt wird diese Furcht durch Wa-
shingtons offene Parteinahme für Orbán, 
die nicht zuletzt beim Besuch von US-Au-
ßenminister Marco Rubio in Budapest 
Mitte Februar deutlich wurde. 

Vorsichtige Wende mit Magyar?
Allerdings entspricht Orbáns Herausfor-
derer Magyar gerade nicht dem Zerrbild 
des vaterlandslosen Gesellen, das Orbán 
im Wahlkampf von ihm zeichnet. Viel-
mehr ist Magyar ein ungarischer Konser-
vativer und ehemaliges Fidesz-Mitglied, 
der gerade mit diesem Profil unzufriedene 
Orbán-Wähler erreicht. »Auch in Tiszas 
Rhetorik bleibt nationale Souveränität 
zentral«, so die Politologin Zsuzsanna 
Végh.7 Die harte Migrationsabwehr der Or-
bán-Regierung würde die Partei nach 
einem Wahlsieg wohl kaum abschwächen. 

Im Unterschied zur Fidesz behauptet 
Tisza aber nicht, die nationale Souveräni-
tät müsse gegen Brüssel verteidigt wer-
den, sondern sieht in der EU vielmehr 
einen Schutz dieser Souveränität. Eine 
mögliche Magyar-Regierung würde die 
Abhängigkeit des Landes von russischem 
Öl schrittweise beenden und die europäi-
sche Ukrainepolitik zumindest nicht wei-
ter blockieren: Zwar würde auch Tisza mit 
Rücksicht auf die Stimmung im Land 
keine Waffen an das angegriffene Land 
liefern lassen, sie stellt sich, anders als 
Orbán, aber nicht grundsätzlich gegen 
einen ukrainischen EU-Beitritt. Auch Ma-
gyar wäre aus europäischer Sicht kein ein-
facher Partner,8 aber sicher kein habituel-
ler Veto-Player vom Schlage eines Orbán.

Und mit einer zumindest konstruktiv 
auftretenden Regierung in Budapest wäre 
aus europäischer Sicht schon viel gewon-
6	 Keno Verseck, Ungarn: Mitten im Wahlkampf lässt 

Orbán die Armee einsetzen, dw.com, 26.2.2026.
7	 Zsuzsanna Végh, Tisza’s foreign policy offer: Plans 

for a post-Orbán Hungary, ecfr.eu, 11.2.2026.
8	 Eric Maurice, After Orbán: why Péter Magyar would 

not be an easy partner for the EU, epc.eu, 13.2.2026.

nen – auch mit Blick auf einen Frieden in 
der Ukraine. In den Verhandlungen der 
vergangenen Monate tauchte ein ukraini-
scher EU-Beitritt immer wieder als Teil 
einer möglichen Vereinbarung auf. Dafür 
aber bedarf es der Zustimmung aller 27 
Mitgliedstaaten – und die scheint mit 
Orbán nicht erreichbar zu sein. Öffentlich 
begründet er dies meist mit der Korrupti-
on in der Ukraine. Laut dem ungarischen 
Investigativmedium »Direkt 36« geht es 
ihm aber um etwas anderes. Orbán fürch-
te ein neues »Machtzentrum« in der EU, 

bestehend aus der Ukraine, Polen und den 
baltischen Staaten, das stark westlich ori-
entiert sei. Ungarn solle sich aber nicht 
zwischen der östlichen (chinesisch-russi-
schen) und der westlichen Hemisphäre 
entscheiden, sondern von Beziehungen 
zu beiden Seiten profitieren.9 Das ent-
spricht Orbáns eigennütziger Außenpoli-
tik – mit der Vorstellung eines souveränen 
Europas hat es hingegen nichts zu tun.

Die größere Sorge
Orbáns Niederlage wäre in vielen europäi-
schen Hauptstädten also ein willkomme-
ner Lichtblick. Dort beschäftigt man sich 
längst mit einer viel größeren Sorge – dass 
Marine Le Pen oder Jordan Bardella kom-
mendes Jahr in den Élysée-Palast einzie-
hen könnten. Sollte die französische ex-
treme Rechte die Präsidentschaft er-
obern, würde ein bisheriges strategisches 
Zentrum der EU, ihre zweitgrößte Volks-
wirtschaft und einzige Atommacht, von 
kremlfreundlichen Nationalisten geführt. 
Gegen die davon ausgehenden Erschütte-

9	 András Szabó, Orbán’s true reasons for opposing 
Ukraine’s EU accession revealed, direkt36.hu, 
31.1.2024.

»Die Opposition fürchtet, Orbán 
werde eine ukrainische Attacke 
inszenieren, um die friedliche 
Machtübergabe zu verhindern.«
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rungen würde Orbáns Veto-Politik beina-
he harmlos wirken. 

Auch in Frankreich gibt es erste Hin-
weise darauf, dass die Trump-Regierung 
zugunsten der europafeindlichen Rech-
ten intervenieren könnte. So berichtet die 
Generalsekretärin der staatlichen Com-
mission nationale consultative des droits 
de l’homme, zwei US-Emissäre hätten sich 
bei ihr über den angeblich politischen 
Prozess gegen Le Pen beschwert, in dem 
sie wegen der Veruntreuung von EU-Gel-
dern erstinstanzlich unter anderem das 
passive Wahlrecht eingebüßt hatte.10

Zugleich hat sich das politische Klima 
gefährlich gewandelt. Nach dem gewalt-
samen Tod des jungen Identitären Quen-
tin Deranque hat sich rechts der Mitte die 
Haltung verstärkt, dass die Linkspopulis-
ten um Jean-Luc Mélenchon, die mit den 

mutmaßlichen Tätern eng verbunden 
sind, eine größere Gefahr für die Republik 
darstellen als die extreme Rechte. Deren 
Normalisierung in bürgerlichen Kreisen 
droht weiter voranzuschreiten.11

Wie in Ungarn wird es auch in Frank-
reich darauf ankommen, dass die demo-
kratischen Kräfte sich auf Kandidaten 
verständigen, die außerhalb des eigenen 
Milieus wählbar sind. Mit dem Europaab-
geordneten Raphaël Glucksmann verfügt 
zumindest die gemäßigte Linke über 
einen solchen Anwärter.

10	 Suspicion d’ingérence étrangère au procès de Mari-
ne Le Pen: une magistrate affirme avoir été appro-
chée par les Américains, liberation.fr, 20.1.2026.

11	 Lucas Burel, Comment la mort de Quentin Deranque 
décomplexe la fusion entre droite et extrême droite, 
nouvelobs.com, 25.2.2026.

Polen wiederum demonstriert, vor 
welchen Hürden eine Tisza-Regierung 
stünde: Dort stößt die Regierung von  
Donald Tusk bei ihren Versuchen, den 
Rechtsstaat wiederherzustellen, auf fest 
verankerte autoritäre Strukturen. Ihre 
Macht derart befestigen möchte auch  
Meloni, indem sie das Wahlrecht und die 
Justiz in ihrem Sinne reformiert. Ein er-
neuter Wahlsieg würde ihr Rückhalt und 
Zeit verschaffen – und in Europa ihren 
speziellen Transatlantizismus stärken, 
der sich an die MAGA-Bewegung anlehnt.

Die Lage ist offen
Der Blick auf Ungarn zeigt bei allen Un-
wägbarkeiten aber auch, wie offen die 
Lage in Europa derzeit ist. So könnten wir 
zum Jahreswechsel 2027/28 vor dem 
schlimmsten Fall stehen: Präsident Bar-
della beginnt mit dem wiedergewählten 
Orbán, die Russlandpolitik der EU zu sa-
botieren, während sich die neue polni-
sche PiiS-Regierung und die im Amt bestä-
tigte Meloni stärker an MAGA annähern. 
Die Hoffnung, dass Europa sich gegen-
über den Großmächten behaupten kann, 
müsste dann wohl begraben werden.

Es könnte aber auch – im günstigsten 
Fall – genau umgekehrt kommen: Präsi-
dent Glucksmann belebt mit der heutigen 
italienischen Oppositionsführerin Elly 
Schlein und Spaniens Premier Pedro Sán-
chez die linksliberale Achse in der EU, 
Tusks Koalition hält sich und repräsen-
tiert mit der Magyar-Regierung den de-
mokratischen Konservatismus in Mittel-
europa. Auch in diesem Fall müsste Euro-
pa in einer rauer gewordenen Welt hart 
um seine Selbstbehauptung ringen, aber 
dann hätte es immerhin eine gute Chance.

1956 rebellierten viele Ungarn gegen 
die Unterordnung ihres Landes unter die 
sowjetische Einflusszone. Heute, 70 Jahre 
später, könnte Ungarn angesichts der Be-
strebungen in Moskau und Washington, 
Europa wieder in Einflusssphären zu un-
terteilen, erneut ein Zeichen setzen: für 
ein demokratisches Europa als Gegenpol 
zur Autoritären Internationale. h

»In Ungarn und Frankreich 
könnte die Trump-
Regierung zugunsten 
der europafeindlichen 
Rechten intervenieren.«


